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Kritik am SPD-Manifest: Merz betont
Einigkeit gegen Russlands Aggression
Bundeskanzler Merz betont Einigkeit in der Koalition zur

Russland-Politik, während SPD-Linke Kurswechsel fordern.

Deutschland - In der aktuellen politischen Diskussion innerhalb
der SPD rufen mehr als 100 prominente Mitglieder zu einem
Kurswechsel in der Sicherheits- und Verteidigungspolitik auf. In
einem Brief, der als „Manifest“ betitelt ist, fordern sie Gespräche
mit Russland und eine grundlegende Wende in der Außen- und
Sicherheitspolitik. Dazu gehören auch Kritikpunkte an der
Stationierung neuer US-Mittelstreckenraketen in Deutschland.
Unter den Unterzeichnenden finden sich einflussreiche Namen
wie Rolf Mützenich, Ralf Stegner und Norbert Walter-Borjans.
Diese Positionen stehen jedoch im Widerspruch zur bisherigen
Politik der Bundesregierung, die sich klar gegen Russland
positioniert.



Die Diskussion kulminiert in einem Spannungsfeld, in dem
Bundeskanzler Friedrich Merz die Einigkeit von Union und SPD in
der Bewertung des Ukraine-Kriegs betont. Er äußert, dass die
Bundesregierung in den Konsequenzen des Krieges
„vollkommen einig“ sei, während die dänische
Ministerpräsidentin Mette Frederiksen Russland als aggressiven
Akteur im Konflikt identifiziert. Der Vorstoß der SPD-Linke sorgt
somit für erhebliche interne Unruhe.

Interne Kritik und Reaktionen

Kritik kommt insbesondere von den Grünen, wie Franziska
Brantner, die die Dringlichkeit einer klaren Haltung gegenüber
Russland unterstreicht. Sie bezeichnet den Kurswechsel als
„höchst irritierend“ und fordert, an der Seite der angegriffenen
Ukraine zu stehen. Auch Anke Rehlinger, saarländische
Ministerpräsidentin, grenzt sich von dem Manifest ab und
verdeutlicht, dass Russland unter Putin kein verlässlicher
Gesprächspartner sei. Sie betont die Notwendigkeit eines
innerparteilichen Austauschs über die außenpolitischen
Argumente.

Im Manifest wird zudem die militärische Konfrontation
abgelehnt. Die Verfasser fordern stattdessen eine defensive
Ausstattung der Streitkräfte sowie eine stärkere Fokussierung
auf Rüstungskontrolle und Abrüstung. Der Krieg in der Ukraine
wird als völkerrechtswidriger Angriff Russlands bezeichnet, und
es wird eine schrittweise Rückkehr zur Entspannung der
Beziehungen gefordert. Diese Forderungen stehen jedoch in
scharfem Kontrast zu den Aussagen von SPD-Mitgliedern wie
Sebastian Fiedler, der betont, dass die Mehrheit der Mitglieder
den Koalitionsvertrag unterstützt.

Die deutsche Außenpolitik im Fokus

Die Außen- und Sicherheitspolitik Deutschlands wird
grundlegend von der Auffassung geprägt, dass Russland die
größte Bedrohung für die deutsche und europäische Sicherheit



darstellt. Diesem Aspekt wird auch in dem von der
Bundesregierung formulierten außenpolitischen Konzept
Rechnung getragen, das auf eine Erhöhung der
Verteidigungsfähigkeit abzielt. In diesem Kontext bleiben die
Unterstützungsleistungen für die Ukraine zentral, um einen
nachhaltigen Frieden zu erreichen.

Deutschland arbeitet eng mit europäischen und globalen
Partnern zusammen, um die Verteidigungstrukturen zu stärken
und die Sicherheitsarchitektur zu verbessern. Dies geschieht
unter der Verpflichtung zur Einhaltung des Völkerrechts, der UN-
Charta und der Menschenrechte. Der Nationale Sicherheitsrat im
Bundeskanzleramt wurde eingerichtet, um eine effektive
Sicherheitsstrategie zu entwickeln, was die Weichen für eine
kohärente Außenpolitik stellt.

Die aktuelle Situation verdeutlicht die Notwendigkeit einer
klaren und einheitlichen Linie innerhalb der Koalition. Während
die SPD-Linke eine Annäherung an Russland fordert, sind die
Reaktionen in der Partei und der Koalition eher kritisch und
verteidigen den bisherigen Kurs. Langfristig wird die Diskussion
um die Sicherheits- und Außenpolitik weiterhin eine zentrale
Rolle in der politischen Agenda Deutschlands spielen.

In einem gemeinsamen Bemühen um eine stabile Friedens- und
Sicherheitsordnung sieht die Bundesregierung die Stärkung
multilateraler Organisationen wie der NATO, der EU und der UN
als essentielle Schritte, um zukünftige Konflikte zu vermeiden
und demokratische Werte zu verteidigen.
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